
Wie viel Stromerzeugendie Py-
ros ander FCB-Meisterfeier auf
demBaslerBarfüsserplatz?Die-
se Frage könnte in Zukunft be-
antwortet werden, denn das
Stadtcasino prüft die Möglich-
keit einer Photovoltaikanlage
aufseinemDach.DasPlanungs-
und Beratungsunternehmen
Rapp informiert auf seiner
Website über eine Machbar-
keitsstudie zu einer Photovolta-
ikanlage auf dem Stadtcasino
Basel.

Rapp hat dabei die techni-
sche Machbarkeit, die Wirt-
schaftlichkeit und die mögli-
chen Erträge überprüft. Nach
den Untersuchungen kommt
das Unternehmen zum
Schluss, dass die Machbarkeit
in allen Dimensionen gegeben
ist. «Selbst unter strengen
denkmalpflegerischen Vorga-
ben lässt sich eine Photovolta-
ikanlage realisieren, die einen
hohen Energieertrag liefert
und finanziell überzeugend
bleibt», teilt die Firma Rapp
auf ihrerWebsite mit.

Die Machbarkeitsstudie
stelle noch keine Garantie für
den Bau der Photovoltaikanla-
ge dar, betont Thomas Koeb,
Direktor des Stadtcasinos, im
Gespräch: «Wenn unser Vor-
standgrünesLichtgibt, können
wir den nächsten Schritt ma-
chen und auf ausführende Fir-
men zugehen.» Gleichzeitig
zeigt sich Koeb aufgrund der
Ergebnisse optimistisch: «Die
Studie hat uns bestätigt, dass
einer Solaranlage sowohl wirt-
schaftlich als auch bautech-
nisch nichts im Weg stehen
würde.»

Gemäss dem Solarkataster
des Kantons Basel-Stadt könn-
te eine Photovoltaikanlage auf
demDach des Stadtcasinos bis
zu 229’429 Kilowattstunden
Strom pro Jahr liefern. Das wä-
re genügend Energie, um
30’514’057 Brotscheiben zu
toasten oder den Energiebe-
darf von etwa 100 Einfami-
lienhäusern zu decken. Bei
stabil bleibenden Stromprei-
sen wäre eine solche Anlage
laut Koeb in acht bis neun Jah-

ren amortisiert. Er sieht in der
Anlage eine grosse Chance für
das Stadtcasino: «Alle müssen
einen Beitrag zum Klima-
schutz leisten und nun haben

wir die Möglichkeit dazu.» Ob
dieseMöglichkeit genutztwer-
den kann, müsste unter ande-
rem auch von der Denkmal-
pflege Basel-Stadt entschie-
den werden. Das Stadtcasino
steht nämlich unter Denkmal-
schutz. Daniel Hofer, Co-Lei-
ter Kommunikation des Bau-
und Verkehrsdepartements,
gibt einen Einblick, wie der
Prozess bei Photovoltaikanla-
gen auf denkmalgeschützten
Gebäuden abläuft.

Möglich,wenn
nicht sichtbar
Klar ist: Für die Erstellung
einer Solaranlage bräuchte es
eine Bewilligung. Wenn das
Stadtcasino ein Baubegehren
für eine Photovoltaikanlage
stellt, wäre die Denkmalpflege
als eine von mehreren kanto-
nalen Fachinstanzen bei der
Prüfung involviert. Das Gesetz
gibt vor, dass bei denkmalge-
schützten Gebäuden der
aussen sichtbare Bau und der

Charakter eines Hauses erhal-
ten bleiben sollen. Dies
schliesst sowohl die Fassaden
als auch die Dachflächen ein.
Die Denkmalpflege sucht ge-
meinsam mit den Eigentüme-
rinnen und Eigentümern Lö-
sungen, die den Denkmalwert
nicht schmälern.

Hofer ordnet eine allfällige
Photovoltaikanlage auf dem
Stadtcasino ein: «Bei denkmal-
geschütztenGebäudenwie dem
StadtcasinosindSolaranlagen in
der Regel möglich, wenn sie
vom öffentlichen Raum aus
nicht sichtbar sind, oder keine
historisch wertvolle Dachbede-
ckung gefährdet ist.» Die Firma
Rapp zeigt sich diesbezüglich
ebenfalls positiv gestimmt:«Mit
kontinuierlicher Abstimmung
mit der Denkmalpflege kann
eine PV-Anlage problemlos ge-
plant werden, ohne das histori-
sche Erscheinungsbild zu beein-
trächtigen.» An anderen Stellen
hält sich die Begeisterung je-
doch inGrenzen.

Der Verein Heimatschutz Basel
beschäftigt sich praktisch jeden
Tag mit Photovoltaikanlagen,
wie dessen Geschäftsleiter
AndreasHäner sagt: «Wenn ak-
tuell an einem Haus gebaut
wird, wird etwas an der Photo-
voltaikanlage gemacht.» Die
Wichtigkeit des Themas sei
dem Verein bewusst, gleichzei-
tig gebees aber genügendAlter-
nativen, die nicht historische
Gebäude betreffen würden:
«Grundsätzlich ist der Verein
Heimatschutz Basel für Photo-
voltaikanlagen, bei historischen
Gebäuden wie dem Stadtcasino
sindwir jedoch skeptisch einge-
stellt.»

DerHeiligenschein der
solaren Stromgewinnung
Für den Fall einer Einsprache
des Vereins macht sich Häner
keine Illusionen: «Wir sind uns
bewusst, dass Einsprachen bei
einem solchen Thema völlig
aussichtslos sind.» Es gehe dem
VereinaberumdasPrinzip,dass
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«Unser
Vorstand wird
die finale
Entscheidung
treffen.»

Thomas Koeb
Direktor Stadtcasino

das historische Stadtbild nicht
dem Zeitgeist untergeordnet
wird. Im konkreten Fall des
Stadtcasinos ist der Verein der
Meinung, dass die Solaranlagen
durch den Zeitgeist erzwungen
wirken: «Uns scheint es, als ob
das Stadtcasino damit den Hei-
ligenschein der anständigen
Stromgewinnung bemühen
will», sagt der Geschäftsleiter
des Vereins.

Der Verein würde sich aber
nicht aus Prinzip gegen die An-
lage stellen, solange die nötige
Sorgfalt gegenüber der histori-
schen Dachlandschaft an den
Tag gelegt wird: «Eine gewisse
Verhandlungsbereitschaft muss
bei diesem wichtigen Thema
natürlich vorhanden sein.» So
wäre es für den Verein vorstell-
bar, dass die nicht einsehbaren
Bereiche der Dachfläche mit
Photovoltaikanlagen bestückt
werden.

Eine Solarstrom erzeugende
Meisterfeier scheint also nicht
undenkbar.

Die Personalunterbestände im
Basler Polizeikorps sind unter
anderemden teils tieferenLöh-
nen als in anderen Kantonen
geschuldet.DerGrosseRatwill
diese Ungleichbehandlung mit
einem Massnahmenpaket än-
dern. Die Wirtschafts- und Ab-
gabekommission (WAK) des
grossen Rates kam denn in
ihrem Bericht zum Schluss,
dass betreffend Lohnmassnah-
men bei der Polizei dringender
Handlungsbedarf bestehe. Wie
die WAK in einer Medienmit-
teilung schrieb, unterstützt die
gesamte Kommission Mass-

nahmen zugunsten der Kan-
tonspolizei, etwa höhere Aus-
bildungslöhne, eine zusätzliche
Erfahrungsstufe sowie neue
Zulagen.

In anderen Punkten betref-
fend Löhne von Staatspersonal
ist die Kommission gespalten.
DieWAK-Mehrheitwill die vom
Regierungsrat vorgeschlagenen
Lohnerhöhungen für alle
Staatsangestellten deutlich ab-
schwächen. Statt einer breiten
Anhebung der Einstiegslöhne
soll diese nur für die tiefsten
Lohnklassen gelten. Gleichzei-
tig will dieMehrheit zusätzliche
gezielte Massnahmen für die
Polizei einführen, etwa eine

Aussendienstzulageoderbesse-
re Bedingungen für Querein-
steigende. So äusserte sie sich
im vor zwei Wochen publizier-
ten Bericht. Wird das Geschäft
als dringlich erklärt, wird der
Bericht voraussichtlich an der
Grossratssitzung vom 22. April
behandelt.

Nunhat sichdieseWochedie
Arbeitsgemeinschaft der basel-
städtischen Staatspersonalver-
bände (AGSt) an die Mitglieder
desGrossenRates gewandt.Das
Schreiben, das der bz vorliegt,
enthält eine Abstimmungsemp-
fehlung: Ja zur dringlichen Be-
handlung und die Verbände
unterstützen den Antrag der

Nora Hoffmann Kommissionsminderheit, der
dem Ratschlag des Regierungs-
rates entspricht. Entsprechend
plädieren sie für Ablehnung des
Antrags der Kommissionsmehr-
heit, sprich den Gegenvorschlag
derWAK.

Mit den vorgeschlagenen
Massnahmen des Regierungs-
rats zeigen sich die Verbände
zufrieden. Auch der mitunter-
zeichnende Polizeibeamtenver-
band von Basel-Stadt unter-
stützt das Massnahmenpaket
des Regierungsrates.

Die Verbände kritisieren am
WAK-Gegenvorschlag, dass so
mit gravierenden Änderungen
«das gesamte kantonale Lohn-

system in Schieflage gerät». Die
Arbeitgeberattraktivität des
Kantons Basel-Stadt werde da-
durchgesenkt.«Zudemwürden
verschiedene Berufsgruppen
innerhalb des Kantons ungleich
behandelt und gegeneinander
ausgespielt.»

Fehlender Einbezug der
Sozialpartner
Das vom Regierungsrat vorge-
schlagene Massnahmenpaket
entspreche «einem sorgfältig
ausgehandelten Kompromiss
zwischen dem Arbeitgeber Ba-
sel-Stadt und seinen Sozialpart-
nernunterMitberücksichtigung
der aktuellen politischen Vor-

stösse». Der Gegenvorschlag
hingegen sei ohne sozialpart-
nerschaftlichen Einbezug er-
arbeitet worden.

Die dort neu vorgeschlagene
Konkurrenzklausel im Personal-
gesetz «schwächt faktisch die
lohnmässigeArbeitgeberattrakti-
vität des Kantons», so die Ver-
bände. Basel-Stadt stehe grund-
sätzlich im Wettbewerb mit ver-
schiedenen Arbeitgebern, seien
sie staatlich oder privat. «Die Be-
stimmung der Anstellungsbedin-
gungen beim Kanton ist jedoch
Aufgabe der politischen Ent-
scheidungsträger in Regierung
und Parlament unter Einbezug
der Sozialpartner.»
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Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Vielleicht ziert bald eine Photovoltaikanlage das Dach des Stadtcasinos. Bild: Raphael Alù

Konzerte unter Solarpanels
Das Stadtcasino liebäugelt mit einer Photovoltaikanlage. Das letzteWort hat jedoch die kantonale Denkmalpflege.

Verbände warnen vor Schieflage des kantonalen Lohnsystems
DerGegenvorschlag der Kommissionsmehrheit des Basler Parlaments zumLohnmassnahmenpaket stösst auf Kritik.


